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(stp) Der Kino-gong ertönt, der 
saal 1 des Cinestar Capitol in ros-
tock füllt sich an diesem Abend des 
5. November. Der Vorhang wird ge-
öffnet, auf gelb-blauer leinwand ist 
zu lesen „20 Jahre liberale Politik in 
Freiheit in M-V – Die FDP landtags-
fraktion gestern und heute“. gegen 
18 uhr erheben sich 350 liberale 

sowie gäste aus Wirtschaft und Po-
litik, der bundesaußenminister und 
FDP-Vorsitzende Dr. guido Wester-
welle betritt den saal. Nach kur-
zem blitzlichtgewitter verdunkelt 
sich der saal. Der Jubiläumsabend 
der FDP-landtagsfraktion beginnt.
(lesen sie weiter auf 
seite 2)
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Ungerechtigkeit in Kommunen

FDP-Fraktionen kooperieren

Beliebte Kunst auf Fraktionsfl ur

(jw) traditionell stellen Kommunen 
auf dem gebiet der eigenen ge-
meinden energie bereit und entsor-
gen Abwasser und Abfall. Das bleibt 
unstrittig. Doch die wirtschaftliche 
betätigung muss vor allem einen 
öffentlichen Zweck rechtfertigen, 

in einem angemessenen Verhältnis 
zur leistungsfähigkeit der gemein-
de stehen und sie darf nicht durch 
andere besser und wirtschaftlicher 
erledigt werden können.
 Der 1993/94 von der CDu/FDP 
geführten landesregierung erar-

beitete erste gesetzentwurf zur 
Kommunalverfassung trug diesen 
grundsätzen rechnung. Jedoch 
wurden vor allem die gesetzlichen 
rahmenbedingungen für eine wirt-
schaftliche betätigung der Kommu-
nen bis heute wesentlich verändert. 
Kommunen treten nicht selten in 
direkte Konkurrenz zu privatwirt-
schaftlichen Handwerks-, Handel- 
und Industriebetrieben und reizen 
so vielerorts rechtliche grenzen er-
heblich aus. Dem gegenüber haben 
privatwirtschaftliche unternehmen 
keinen effektiven und vor allen Din-
gen keinen sicheren rechtsschutz. 
Vor diesem Hintergrund hat die 
FDP-landtagsfraktion einen ge-
setzentwurf zur Änderung der Kom-
munalverfassung M-V erarbeitet.
(lesen sie weiter auf seite 4)

(sz) Die landtagsfraktion speist 
ihre Initiativen nicht nur aus Ideen, 
Hinweisen und Kritik aus dem eige-
nen land, sondern setzt auf eine 
enge Kooperation mit den FDP-
Fraktionen anderer bundesländer. 

grenzübergreifende Probleme 
sollten nach Ansicht des Fraktions-
vorsitzenden Michael roolf auch 
grenzübergreifend diskutiert und 
gelöst werden. ein Dauerthema ist 
die belastung der Anwohner der 

bundesstraße 5 durch die Maut-
fl ucht des schwerlastverkehrs. Der 
Fraktionsvorsitzende aus branden-
burg Andreas büttner und Michael 
roolf erörterten die situation am 
rande der FDP-regionalkonferenz 

in schwerin Anfang Oktober mit 
dem Parlamentarischen staatsse-
kretär im bundesministerium für 
Verkehr, bau und stadtentwicklung, 
Jan Mücke. . (lesen sie weiter auf 
s.2)Künstlerin Mia Hilgemann stellte einen Monat ihre Blumen aus
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FORTSETZUNG VON SEITE 1:
Aus Sicht unserer Fraktion müssen 
sich die Landesregierungen der Bun-

desländer, die von der Belastung 
auf der B5 betroffen sind, zeitnah 
mit der Bundesregierung an einen 
Tisch setzen. Wir brauchen eine 
dauerhafte Lösung für Anwohner, 
Verkehrsteilnehmer und Spediteure 
der Region.
 E in weiteres Thema ist die Anbin-
dung an die Häfen unseres Landes, 
um eine positive Entwicklung, wie 
sie der Leiter des Rostocker Hafen-
amtes erläutert hat, fortsetzen zu 
können. Anfang November hatten 

sich Michael Roolf und die FDP-Frak-
tionsvorsitzenden aus Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen zur 
Hafenrundfahrt getroffen, denn vom 
anstehenden Ausbau des Rostocker 
Hafens profitieren auch die anderen 
Bundesländer. Doch lassen die Hin-
terlandanbindungen zu wünschen 
übrig. Der Fraktionsvorsitzende aus 
Sachsen-Anhalt verwies auf die Ge-
genwehr von Linkspartei und Natur-
schutzorganisationen beim notwen-
digen Ausbau der A14. Daneben sind 

die fehlende Förderung von überlan-
gen Lastkraftwagen (EuroCombi) 
und der verzögerte Schienenaus-
bau zwischen Rostock und Berlin 
Hemmnisse der wirtschaftlichen 
Weiterentwicklung des Hafens und 
damit der nord- und ostdeutschen 
Wirtschaftsregionen. Hier wollen die 
Fraktionsvorsitzenden zusammen 
agieren, um den Firmen Perspekti-
ven zu erschließen und Arbeitsplätze 
langfristig zu sichern.

Ostdeutsche FDP-Landtagsfraktionen kooperieren

Alle Wege führen nach M-V 
FORTSETZUNG VON SEITE 1:
In einem kurzen Film und in ihren Re-
den hatten der erste Sozialminister in 
Mecklenburg-Vorpommern, Dr. Klaus 
Gollert, und der heutige FDP-Frakti-
onsvorsitzende Michael Roolf die 20 
Jahre liberale Politik im Land Revue 
passieren lassen. Dr. Gollert erinner-
te an die Zeit der ersten schwarz-
gelben Landesregierung von 1990 
bis 1994 und zitierte aus einer Pres-
semitteilung von 1992, in dem sich 

die FDP-Fraktion bei der SPD be-
dankte, dass alle Punkte im Haushalt 
bis aus den des Sozialministeriums 
abgelehnt wurden. „Die FDP demen-
tiert Gerüchte, dass Dr. Gollert in die 
SPD übertreten wolle oder dass ihn 
die SPD im Falle eines Wahlsieges 
als Sozialminister behalten will“, las 
der Ehrenvorsitzende vergnügt vor. 
Er sagte weiter: „Für unseren Koali-
tionspartner waren wir kein leichter 
Partner, oft siegreich. Trotzdem war 
es ein fairer Umgang miteinander.“ 
Michael Roolf ergänzte, von 1994 
bis 2006 sei zu spüren gewesen, 
dass zwölf Jahre keine liberale Politik 
im Landtag gemacht wurde. „Heute 
sind wir die einzige Oppositionspar-
tei im Landtag, die den Finger in die 

Wunde legt nach acht Jahren Rot-Rot 
und jetzt vier Jahren Rot-Schwarz.“ In 
seiner Rede dankte Roolf der Arbeit 
der heutigen Fraktion. Er appellier-
te erneut, dass die Ausschüsse im 
Parlament öffentlich werden sollten. 
„Retten wir ein Stück Offenheit von 
1990“, sagte Roolf. Ein entsprechen-
der Antrag der FDP-Fraktion fand im 
Landtag leider keine Mehrheit.
  Der Landesparteivorsitzende Chris-
tian Ahrendt schloss sich mit seinem 
Thema „Wie viel Freiheit verträgt die 
Demokratie“ nahtlos an und fragte: 
„War einer der letzten Volksentschei-
de für etwas?“ Der FDP-Bundesvor-
sitzende Westerwelle mahnte wenig 
später, Deutschland dürfe keine „Da-
gegen-Republik“ werden. „Wenn wir 
keine Straßen, keine Flughäfen, keine 
Stromleitungen und nun sogar keine 
Bahnhöfe mehr bauen dürfen, dann 
werden wir Zukunft und Wohlstand in 

unserem Land verspielen.“ 
Er verwies auf die Wende-
Zeit als es mit einer „Dafür“-
Stimmung vorangegangen 
sei. An die Zeit konnten 
sich die anwesenden ersten 
FDP-Landtagsabgeordne-
ten Walter Goldbeck, Georg 
Ihde und Dr. Gollert sehr gut 
erinnern.
 S chmunzeln musste das 
Publikum als auf der Lein-
wand des Rostocker Capitols der 
Auftritte des Bundesparteichefs und 
Bundesaußenministers eingeleitet 
wurde. Im Film war der Erfolg von 
Guido Westerwelle, Deutschland 
als nichtständiges Mitglied im Welt-
sicherheitsrat zu positionieren, auf 

Mecklenburg-Vorpommern bezogen. 
Den Worten „Die Welt ist hier“ folg-
ten Woldegk-Windmühlen, die auch 
in Holland stehen könnten und wil-
de Kängurus von Burg Stargard, die 
eigentlich in Australien zu Hause 
sind sowie die neue Rügenbrücke, 
ein Hauch von San Francisco. Hö-
hepunkt des Beitrags war der Satz 
„Alle Wege führen nach…“ – das Bild 
vom Ortseingang Rom im Kreis Par-
chim eingeblendet - „Mecklenburg-

Vorpommern“. Guido Westerwelle 
bemerkte: „Ein völlig unterschätztes 
Selbstbewusstsein. Hätte ich den 
Film den UN gezeigt, wir hätten noch 
fünf Stimmen mehr bekommen.“
 B undesparteivorsitzender Guido 
Westerwelle und Bundesgeschäfts-
führerin Gabriele Rentaus waren 
dann noch einige Minuten zum Emp-
fang im gelb-blau geschmückten Foy-
er des Capitols geblieben. Wein, Bier 
oder Wasser sowie kleine Snacks 
genießend hatten sich die Gäste 
des Abends über 20 Jahre FDP in 
Mecklenburg-Vorpommern und ins-
besondere über die Fraktionsarbeit 
ausgetauscht.

Moderator Tilo Stolpe und der erste 
Sozialminister in M-V Dr. Klaus Gollert

Mitglied im FDP-Landesvorstand 
Michael vom Baur  im Gespräch

Bundesaußenminister Westerwelle

Gino Leonhard mit Landtagsvizepräsidentin 
Holznagel und CDU-Fraktionschef Glawe

Michael Roolf begrüßt Gäste

Gestern und heute – Ex-FDP-
Abgeordneter Georg Ihde und der 
gesundheitspolitische Sprecher der 
Fraktion heute Sebastian Ratjen
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(stp/sz) Die Landesregie-
rung von Mecklenburg-
Vorpommern wird von der 
FDP-Fraktion zum sofortigen 
Baustart für die B96n auf 
Rügen aufgefordert. Die Kla-
ge des Naturschutzbundes 
NABU hat keine aufschie-
bende Wirkung, sondern ist 
reine Formsache. Darum 
kann es der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der 
FDP-Fraktion, Gino Leon-
hard, nicht akzeptieren, 
dass das Land auf das Urteil 
warten will. So könnten zehn 
wertvolle Monate verstrei-

chen und in der nächsten 
Saison wieder Urlauber 
wegen des Verkehrschaos 
unserem Bundesland für 
immer den Rücken keh-
ren. Die wirtschaftliche 
Entwicklung der Insel steht 
auf dem Spiel, denn neben 
dem Tourismus braucht 
auch der Hafen Mukran 
als Tor nach Skandinavien 
seine Infrastruktur. Zudem 
kommt die Klage des NABU 
zu einem Zeitpunkt, wo 
bereits der Ausbau unter 
strengen Umweltauflagen 
organisiert worden ist.

(ha) In der strittig und kontrovers ge-
führten Debatte zum Plan der bun-

deseigenen Bodenverwertungs- und 
verwaltungs GmbH (BVVG) Gewäs-

ser in Mecklenburg-Vorpommern zu 
privatisieren müssen die betreffen-
den Seen unter den Gesichtspunk-
ten der touristischen Bedeutung und 
deren wahrgenommener ökologi-
scher Ausgleichsfunktion bewertet 
werden. Eine pauschale Zustimmung 
zum Plan wird es von der FDP-Frak-
tion ebenso wenig geben wie eine 
dogmatische Ablehnung. Die 220 
Seen im Land, die von der BVVG 
verwaltet werden, haben eine Ge-
samtfläche von 4.200 ha, ein Fünftel 
davon machen die vier größten Seen 
aus. Darunter der Malchiner See, 
der aufgrund seiner Größe in BVVG-

Hand bleiben sollte. Die Vize-Vorsit-
zende und agrarpolitische Spreche-
rin der FDP-Fraktion, Sigrun Reese 
setzt sich dafür ein Kommunen oder 
Fischer zu unterstützen, die zwar ein 
Vorkaufsrecht haben, denen aber oft 
das Geld fehlt, um kleinere Gewäs-
ser kaufen und pflegen zu können. 
Im Falle einer Privatisierung, die in 
Einzelfällen gründlich geprüft wer-
den muss, sollten grundsätzlich der 
Naturschutz, die Gewässerzugäng-
lichkeit, die Naherholung, die Ge-
wässergüte und Umfeldgestaltung 
sowie der Fischbesatz in die Verträ-
ge aufgenommen werden.

(tf) Es herrscht ein 
Bildungsnotstand in 
Mecklenburg-Vorpom-
mern, der durch Rot-Rot 
begründet und durch 
die Schwarz-Rote Lan-
desregierung verstetigt 
wurde. Die schlechte 
Bildungsbilanz ist eine 
Katastrophe. Alle Verglei-
che und Statistiken über 
den Bildungsstand von 
Mecklenburg-Vorpom-
mern zeigen nach unten. 
Wir haben die meisten 
Schulabgänger ohne 
Abschluss, eine geringe 
Abiturienten- und eine 
hohe Abbrecherquote 

in der Berufsausbildung. 
Wir Liberale fordern da-
her die Einsetzung einer 
Kommission für „chan-
cengleiche Bildung“, die 
innerhalb von zwei Jahren 
neue bildungsadministra-
tive Strukturen entwerfen 
soll, damit die Schulen im 
Land wirklich chancen-
gleich und selbstständig 
arbeiten können und alle 
Menschen Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben 
und zur individuellen Le-
bensgestaltung haben. 
Die Landesregierung hat 
die Schulen reformiert 
ohne bürokratische 

Strukturen zu verändern. Die büro-
kratischen Strukturen müssen aber 
im Sinne des lebenslangen Lernens 
von der frühkindlichen Bildung bis 
zur Weiterbildung in einem Minis-
terium zusammengefasst werden. 
Alle Ebenen der Bildungsverwaltung 
müssen einer kritischen Revision zu 
unterzogen werden. Die Rolle der 
Lehrer und Eltern im Bildungssystem 
müssen neu definiert werden. Der 
Schlüssel zum Erfolg liegt bei den 
Menschen, die im Bildungsumfeld 
der Kinder mitwirken. Vize-Präsident 
Hans Kreher ist davon überzeugt, 
dass die Ergebnisse der Bildungs-
kommission eine gute Grundlage 
bieten, um nun den entscheidenden 
Schritt zu unternehmen.

B96n auf Rügen jetzt ausbauen – Zukunft der Insel sichern

In Einzelfällen gegen Gewässerprivatisierung in Mecklenburg-Vorpommern

Notstand! – Enquete-Kommission für chancengleiche Bildung gefordert
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Gutscheine in der Chipkarte für bessere Bildung

Löschen statt Sperren Ungerechtigkeit in Kommunen

(sb) Im Zuge der Hartz-IV-Reform 
standen vor allem die Leistungen für 
Kinder im Vordergrund. Neben dem 
Bildungspaket der Bundesregierung 
wurde auch die Frage der Leistungs-
verteilung diskutiert. Ralf Grabow 
hat sich in Mecklenburg-Vorpom-
mern für eine einfache Sachmittel-
verteilung stark gemacht. In anderen 
Bundesländern wurden die so ge-
nannten „Bildungschipkarten“ be-
reits erfolgreich getestet. Ob diese 
Modelle auch auf die strukturschwa-
chen Regionen unseres Flächen-
landes übertragbar sind, wollte Ralf 
Grabow gern in einem Modellver-
such testen. Dabei können Leistun-
gen gezielt den bedürftigen Kindern 
zugute kommen. Die Initiative der Li-
beralen im Landtag ging dabei deut-

lich weiter. Mit einem breiten Zugang 
zu einer Bildungschipkarte über den 

Kreis der Hartz-IV-Empfänger hinaus 
möchte die FDP-Fraktion eine Stig-

matisierung von bedürftigen Kindern 
verhindern. Kinder könnten auch so 

frühzeitig einen eigenver-
antwortlichen Umgang 
mit Bildungs- und Frei-
zeitangeboten lernen. 
Das Kartensystem muss 
nicht neu erfunden wer-
den. Die Techniken dazu 
sind ausgereift und auch 
kostengünstig verfügbar. 
Damit wäre in einem 
solchen System eine 
schnelle Ausweitung ei-
nes Modellversuchs auf 
das ganze Land jeder-
zeit möglich. Auf Daten-
schutz legt die FDP-Frak-

tion dabei natürlich großen Wert. Auf 
der Karte sollten keine persönlichen 

Daten gespeichert sein, die in fal-
sche Hände geraten könnten.

(jw) Medienvielfalt bedeutet Mei-
nungsvielfalt in starken Kommu-
nen. Für den kommunalpolitischen 
Sprecher Toralf Schnur ist sie nicht 
nur Symbol, sondern Garant für die 
Freiheit sich in Wort, Bild und Schrift 
zu äußern und sich aus öffentlichen 
Quellen ungehindert zu unterrich-
ten. Sie zu erhalten und zu fördern 

ist Kernaufgabe liberaler Politik. Ins-
besondere Schulkinder sollten früh-
zeitig an das Internet herangeführt 
werden, um ihnen eine verantwor-
tungsvolle Teilnahme an der Infor-
mationsgesellschaft zu ermöglichen. 
Der praxistaugliche Jugendschutz im 
Internet ist dabei wichtig, der dem 
besonderen Charakter eines globa-
len, freien und partizipativen Netz-
werkes gerecht werden muss.
  Diese fehlende garantierte Praxis
tauglichkeit prangerte die FDP im 
Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
im Rahmen der parlamentarischen 
Beratung zum 14. Rundfunkstaats-
vertrag an. Ganz klar sprechen wir 
uns gegen Internetsperren, Zensur 
und Überwachung unter dem Deck-
mantel des Jugendschutzes aus. 
Stattdessen spricht sich die FDP für 
das Löschen von jugendgefährdeten 
Sendungen aus. 

FORTSETZUNG VON SEITE 1:
Ziel dieser parlamentarischen Ini-
tiative ist es, die derzeitigen Rege-
lungen in der Kommunalverfassung 
Mecklenburg-Vorpommern zur wirt-
schaftlichen Betätigung von Kom-
munen dahingehend zu verändern, 
dass ein fairer Wettbewerb zwischen 
kommunaler und privater Wirtschaft 
gewährleistet wird, die Örtlichkeit 
sowie der ausschließlich öffentliche 
Zweck kommunaler Wirtschaftsbe-
tätigung festgestellt wird. Der Frak-
tionsvorsitzende Michael Roolf will 
nicht den Kommunen die wirtschaft-

liche Betätigung untersagen, son-
dern den rechtlichen Rahmen derart 
gestalten, dass es ein chancenglei-
ches Nebeneinander von privater 
und kommunaler Wirtschaft gibt.

 U nsere Änderungen sollen im De-
tail folgendes bezwecken:
Die Änderungen in §68 greifen die 
Formulierung in der Kommunalver-
fassung von 1994 auf und heben die 
derzeitige Gleichrangigkeit zwischen 
kommunaler und privater wirtschaft-
licher Betätigung auf. Nachteile 
der Privatwirtschaft gegenüber der 
Kommune, z.B. höheres Insolvenz-
risiko und schlechterer Zugang zu 
administrativen Informationen, wer-
den ausgeglichen. Auch sind die 
Kommunen mehr dazu verpflichtet 
sich auf Aufgabenfelder zu konzent-

rieren, die einen öffentlichen Zweck 
beinhalten. Neu in §68 ist der Absatz 
5, in dem privaten Mitbewerbern ein 
besserer Rechtsschutz gewährleistet 
werden soll.
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